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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Ingrid Nestle, Dr. Valerie Wilms, Beate Müller-Gemmeke, 
Hans-Josef Fell, Bärbel Höhn, Sylvia Kotting-Uhl, Oliver Krischer, 

Undine Kurth (Quedlinburg), Nicole Maisch, Dr. Hermann E. Ott, Dorothea Steiner 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Sicherheitsproblematik bei Offshore-Windenergie 


Die Offshore- Windenergiebranche hat in den letzten Jahren eine dynamische 
Entwicklung erlebt. Bereits heute sind mehrere tausend Windenergieanlagen in 
der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und der 12-Seemeilen-Zone in 
Nord- und Ostsee genehmigt. Anträge im erheblichen Umfang für weitere 
Windenergieanlagen befinden sich im Genehmigungsverfahren. 

Diese Entwicklung hat durch die Ereignisse in Fukushima und der darauf 
beschlossenen Energiewende der Bundesregierung erheblich an Dynamik und 
Realisierungsgeschwindigkeit zugenommen. 

Bereits vor dieser Entwicklung hat sich der 49. Deutsche Verkehrsgerichtstag in 
Goslar, im Januar 2011, mit der sich abzeichnenden Sicherheitsproblematik 
eingehend beschäftigt. Die Empfehlungen des Arbeitskreises VIll sind zwi- 
schenzeitlich veröffentlicht und lauten; 

1 . Der Gesetzgeber sollte unter Beachtung aller maßgeblichen öffentlichen und 
privaten Belange eine Entscheidung darüber treffen, bei wem die Verantwor- 
tung für zusätzliche Maßnahmen zum Erhalt der Verkehrssicherheit und der 
maritimen Notfallvorsorge liegt, die aufgrund weiterer Windparks erforder- 
lich werden und wer die Lasten hierfür tragen soll. 

2. Es muss sichergestellt werden, dass die Unternehmen ergänzend zur staatli- 
chen Daseinsvorsorge ausreichende Schutz- und Sicherheitskonzepte sowie 
Notfallpläne entwickeln und fortschreiben. Diese müssen in regelmäßigen 
Übungen erprobt werden. 

3. Der Gesetzgeber sollte eine Regelung schaffen, durch die gewährleistet 
wird, dass das bereits vorhandene System der Rettung auf See für Einsätze 
in Offshorewindparks gezielt erweitert wird einschließlich der Ergänzung 
und Bündelung der bestehenden Rettungsmethoden und -kapazitäten, insbe- 
sondere auch der ständigen Einsatzbereitschaft von Hubschraubern. 

4. Für die an Bau und Betrieb von Offshorewindparks-Beteiligten müssen zer- 
tifizierbare Mindestanforderungen für die Aus- und Fortbildung festgelegt 
und fortgeschrieben werden, die auch Trainings- und Simulationsmöglich- 
keiten für Hubschraubereinsätze berücksichtigen. 

5. Für den Einsatz von Hubschraubern im Zusammenhang mit Offshorewind- 
parks, sind Regelungen zum sicheren Flugbetrieb zu erarbeiten. 
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6. Die Anforderungen an Sicherheit sowie Aus- und Fortbildung müssen mit 
den europäischen Nachbarstaaten harmonisiert werden. Dies gilt auch für 
den Bau und Betrieb von Servicefahrzeugen auf See. 

7. Die zuständigen Behörden müssen die erforderlichen Befugnisse und Res- 
sourcen erhalten, um die Beachtung der notwendigen Schutz- und Sicher- 
heitsmaßnahmen durchzusetzen. 

Einhellige Meinung der zahlreichen Vertreter und Experten der Genehmigungs- 
und Sicherheitsbehörden sowie der Industrie war, dass die Sicherheitsaspekte 
bei dieser dynamischen Entwicklung nicht mitgehalten haben. Unfälle, wie der 
im Testfeld „Alpha Ventus“ unterstreichen das. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Inwieweit wurden die Empfehlungen zum Sicherheitshandeln staatlicher- 
seits aufgenommen und ggf schon umgesetzt (jeweils separat für die oben 
aufgeführten Punkte 1, 2, 3, 5, 6 und 7)? 

2. Welches Bundesressort ist federführend zuständig (mit genauer Aufschlüs- 
selung nach den oben aufgefnhrten Punkten, falls verschiedene Ressorts 
betroffen sein sollten)? 

3. Wie erfolgt die Zusammenarbeit und Abstimmung der jeweils betroffenen 
Ressorts mit den zuständigen Stellen der Küstenländer? 

4. Sieht die Bundesregierung neben der in dem Genehmigungsverfahren defi- 
nierten Untemehmerverantwortung auch eine staatliche Daseinsvorsorge, 
insbesondere im Bereich des Rettungswesens bei einem Unfall auf der 
Windenergieanlage selbst? 

Falls ja, welche Zuständigkeiten sind hierfür staatlicherseits definiert? 

5. Welcher Behörde/Institution wurden diese Aufgaben übertragen? 

6. Welche Rechtsgrundlage wurde hierfür herangezogen? 

7. Welche Behörde nimmt bis zu einer endgültigen Festlegung den Bereich 
der staatlichen Daseinsvorsorge (insbesondere Rettungswesen) wahr, falls 
die Fragen 2 bis 5 noch nicht abschließend geklärt sind? 

8. Welche Regelungen bzw. Auflagen wurden in den Genehmigungen des 
Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) dafür getroffen? 

9. Auf welcher Rechtsgrundlage beruht diese vorübergehende Aufgabenüber- 
tragung? 

10. Liegt das Strategiekonzept zur „Verletztenversorgung und -rettung und 
Brandbekämpfung auf Offshore- Windenergieanlagen im Rahmen der staat- 
lichen Daseinsvorsorge“, das laut der Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 8 auf die Kleine Anfrage, „Sicherheit und Arbeitsschutz bei Offshore- 
Windenergieanlagen“ vom 11. April 2011 (Bundestagsdrucksache 17/5441) 
durch Bund und Küstenländer beim Havariekommando beauftragt wurde, 
zwischenzeitlich vor? 

Wenn ja, welche wesentlichen Ergebnisse beinhaltet das Konzept? 

1 1 . Inwieweit fanden die Empfehlungen des Deutschen Verkehrsgerichtstages 
- Deutsche Akademie ftir Verkehrswissenschaft — e. V. Eingang in dieses 
Konzept? 

12. ln welchem Zeitraum soll eine Umsetzung erfolgen? 
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13. Liegt das in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zu 
Frage 17 (Bundestagsdrucksache 17/5441) dargestellte seitens des Flavarie- 
kommandos erarbeitete Rettungs-konzept, das im Rahmen einer „Mariti- 
men Sicherheitspartnerschaft“ sicherstellen soll, dass „eine bestmögliche 
Vernetzung der Maßnahmen aus der Unternehmerverantwortung und der 
staatlichen Daseinsvorsorge erreicht“ wird, inzwischen vor? 

Wenn ja, inwieweit fanden die Empfehlungen des Deutschen Verkehrsge- 
richtstages Eingang in dieses Konzept? 

14. ln welchem Zeitraum soll eine Umsetzung erfolgen? 

15. Wie ist der Sachstand in Bezug auf das in der Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage zu Frage 20 (Bundestagsdrucksache 17/5441) 
angekündigte Konzept für „ganzheitliche Schulungs- und Trainingsmaß- 
nahmen für das Offshore tätige Personal und die potentiellen Einsatzkräfte 
der zu beauftragenden Notfallorganisationen“, dass das Flavariekommando 
im Rahmen des beauftragten Strategiekonzeptes mit entwickeln soll? 

16. Fließen etwaige Standards in den Genehmigungsprozess ein? 

17. Welches Ressort ist heute bundesseitig federführend für Sicherheitsbelange 
im Bereich der Offshorewindparks zuständig? 

18. Welches Ressort ist in den betroffenen Bundesländern für Sicherheitsas- 
pekte in Offshorewindparks ergänzend zuständig? 

19. Bis wann ist damit zu rechnen, dass die Empfehlungen des Deutschen Ver- 
kehrsgerichtstages zu den staatlichen Aufgaben vollständig umgesetzt sind? 

20. Bis wann wird ein Rettungswesen für die neue Branche Offshorewind auf- 
gebaut sein, das den Anforderungen der öffentlichen Daseinsvorsorge ge- 
recht wird? 

21. Wie sollen die Kosten für das Rettungswesen bei Offshore- Windenergie- 
anlagen aufgeteilt werden? 

Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, dabei eine Kostenbeteiligung 
der Betreiber vorzusehen? 

22. Wie viele der Beschäftigten im Bereich der Offshorewindparks arbeiten seit 
2008 in Vollzeit-, Teilzeit- und geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
(bitte nach Jahren und befristeten Beschäftigungsverhältnissen differenzie- 
ren)? 

23. Wie viele Beschäftigte im Bereich der Offshorewindparks sind seit 2008 
als Leiharbeitskräfte oder Werkvertragsbeschäftigte tätig (bitte nach Jahren 
differenzieren)? 

24. Sieht die Bundesregierung Flandlungsbedarf beim Arbeitsschutz speziell 
für den Bereich von Ofifshorewindparks? 

Wenn ja, welche Maßnahmen sind geplant? 

Wenn nein, warum nicht? 

25. Wie viele meldepflichtige Arbeitsunfälle und wie viele meldepflichtige 
Wegeunfälle wurden seit 2008 pro Jahr angezeigt? 


Berlin, den 30. Januar 2012 

Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion 
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